
1


Rechtslage

In vielen Regionen der Schweiz ist das Angebot an erschwinglichem Wohnraum knapp. Um der damit verbundenen Preissteigerung bei den Mietzinsen entgegenzuwirken, verpflichten einige Kantone (derzeit BS, FR, GE, LU, NE, VD, ZG, ZH) die Vermieter beim Abschluss eines neuen Mietvertrages den Vormietzins per Formular mitzuteilen. Mehr dazu in unserem Merkblatt.

Die Formularpflicht erhöht die Transparenz, indem der Mieter erfährt, wie viel sein Vorgänger für die Wohnung bezahlt hat. Eine Mietzinserhöhung bei einem Mieterwechsel ist zudem zu begründen (ebenso wie bei einer Erhöhung während laufendem Vertrag). Insbesondere wenn der Mietzins spürbar höher liegt als vor dem Wechsel, dürfte die Begründung der Erhöhung für den Mieter von Interesse sein.
Der Vermieter muss den Vormietzins bei Vertragsschluss mit einem vom jeweiligen Kanton genehmigten Formular mitteilen und begründen (Art. 270 Abs. 2 i.V.m. Art. 269d OR). Andernfalls liegt ein Mietvertrag ohne gültig festgelegten Mietzins vor. In einem solchen Fall muss, wenn es zwischen den Parteien nicht zu einer Einigung kommt, das Gericht über die Mietzinshöhe entscheiden. In allen übrigen Punkten bleibt der Vertrag aber verbindlich.
Auch in Kantonen, in denen die Formularpflicht nicht gilt, kann der Mieter vom Vermieter verlangen, dass ihm dieser die Höhe des Vormietzinses mitteilt (Art. 256a Abs. 2 OR).
Vorgehen

Der Vermieter sollte das Formular, welches den Anfangsmietzins angibt, per Einschreiben zusammen mit dem Mietvertrag an den Mieter schicken, um die Zustellung des Formulars nachweisen zu können.

Der Anfangsmietzins kann vom Mieter nach Art. 270 OR innert 30 Tagen nach Übernahme der Wohnung bei der zuständigen Schlichtungsbehörde als missbräuchlich angefochten werden. Dies gilt auch für Kantone, welche die Formularpflicht nicht kennen. Der Grund für die Missbräuchlichkeit kann darin liegen, dass der Mieter den Vertrag aufgrund einer persönlichen oder familiären Notlage oder aufgrund der örtlichen Marktverhältnisse abschloss. Andererseits kann ein Mietzins auch missbräuchlich sein, wenn der Vermieter den Mietzins gegenüber dem bisherigen Mietverhältnis erheblich (d.h. um mindestens 10%) erhöht hat, ohne dass dieser Erhöhung Mehrleistungen des Vermieters gegenüberstehen.

Wird vom Mieter geltend gemacht, der Mietzins sei missbräuchlich und der Vermieter erziele damit einen überhöhten Gewinn, ist je nach Alter der Liegenschaft darauf abzustellen, ob der Mietzins orts- und quartierüblich ist oder ob der Vermieter eine zu hohe Rendite erzielt. In einem neuen Entscheid von Oktober 2020 (BGE 4A_554/2019) hat das Bundesgericht entschieden, dass die zulässige Nettorendite maximal 2% über dem aktuellen Referenzzinssatz liegen darf, vorausgesetzt, der Referenzzinssatz beträgt 2% oder weniger. Bei einem Referenzzinssatz von aktuell 1.75% (Stand 06.09.2024) darf der Vermieter folglich eine Nettorendite von maximal 3.75% erzielen.

Dies bedeutet faktisch, dass höhere Mietzinse zulässig sind, gemäss bisheriger Praxis des höchsten Gerichts durfte die Nettorendite maximal 0.5% über dem aktuellen Referenzzinssatz liegen.

